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3 5 4 . Kundmachung: Geltungsbereich des in Genf abgeschlossenen Übereinkommens betreffend die
Sklaverei in der Fassung des Änderungsprotokolls

3 5 5 . Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens betreffend das Verfahren in bürgerlichen
Rechtssachen

3 5 6 . Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland und dem
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der Republik Österreich
nach Rn. 2010 und 10 602 des ADR über die Beförderung von Akkumulatoren in
loser Schüttung

354. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
5. Juli 1988 betreffend den Geltungsbereich
des am 25. September 1926 in Genf abge-
schlossenen Übereinkommens betreffend die
Sklaverei in der Fassung des Änderungsproto-

kolls vom 7. Dezember 1953

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staa-
ten ihre Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zu
dem am 25. September 1926 in Genf abgeschlosse-
nen Übereinkommen betreffend die Sklaverei in
der Fassung des Änderungsprotokolls vom
7. Dezember 1953 (BGBl. Nr. 183/1956, letzte
Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 247/1971) hinterlegt:

Staaten:
Datum der Hinterlegung

der Ratifikations-
bzw. Beitrittsurkunde:

Äthiopien 21. Jänner 1969
Bangladesch 7. Jänner 1985
Bolivien 6. Oktober 1983
Bundesrepublik Deutschland

(einschließlich Berlin-
West) 29. Mai 1973

Deutsche Demokratische
Republik 16. Juli 1974

Guatemala 11. November 1983
Demokratischer Jemen 9. Feber 1987
Kamerun 27. Juni 1984
Mali 2. Feber 1973
Mauretanien 6. Juni 1986
Nikaragua H.Jänner 1986
Papua-Neuguinea 27. Jänner 1982
St. Vincent und die Grena-

dinen 9. November 1981
Saudi-Arabien 5. Juli 1973
Spanien 10. November 1976

Nachstehende Staaten haben erklärt, sich auch
nach Erlangung ihrer Unabhängigkeit an dieses
Übereinkommen in der Fassung des Änderungspro-
tokolls gebunden zu erachten:

Staaten: Datum der Hinterlegung
der Kontinuitätserklärung:

Bahamas 10. Juni 1976
Barbados 22. Juli 1976
Fidschi 12. Juni 1972
Lesotho 4. November 1974
Salomonen 3. September 1981
Sambia 26. März 1973
Zypern 21. April 1986
Suriname (Erklärung nur

hinsichtlich des Überein-
kommens) 12. Oktober 1979

Die Deutsche Demokratische Republik hat
erklärt, das Übereinkommen mit Wirksamkeit vom
22. Dezember 1958 anzuwenden.

Vranitzky

355. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
5. Juli 1988 betreffend den Geltungsbereich
des Übereinkommens betreffend das Verfah-

ren in bürgerlichen Rechtssachen

Nach Mitteilung der Niederländischen Regie-
rung hat Argentinien am 23. September 1987 seine
Beitrittsurkunde zum Übereinkommen betreffend
das Verfahren in bürgerlichen Rechtssachen (BGBl.
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Nr. 91/1957, letzte Kundmachung des Geltungsbe-
reiches BGBl. Nr. 501/1981) hinterlegt.

Das Übereinkommen tritt gemäß seinem Art. 31
Abs. 1 für Argentinien mit 9. Juli 1988 in Kraft.

Argentinien hat anläßlich der Hinterlegung sei-
ner Beitrittsurkunde folgende Erklärung abgege-
ben:

„Argentinien ist der Auffassung, daß die Einfüh-
rung der Haft wegen Schulden in Zivil- oder Han-
delssachen beim derzeitigen Stand des Völkerrechts
den von den zivilisierten Staaten anerkannten allge-
meinen Rechtsgrundsätzen widerspricht (Art. 38
Abs. 1 lit. c des Statuts des Internationalen
Gerichtshofes)."

Vranitzky

356.

(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g

zwischen dem Bundesminister für Verkehr der
Bundesrepublik Deutschland und dem Bundes-
minister für öffentliche Wirtschaft und Ver-
kehr der Republik Österreich nach Rn. 2010
und 10 602 des ADR über die Beförderung

von Akkumulatoren in loser Schüttung

(1) Abweichend von den Vorschriften der
Rn. 2806 der Anlage A und Rn. 81 111 der
Anlage B des ADR dürfen Akkumulatoren (zB
Kraftfahrzeugbatterien) mit Schwefelsäure der Rn.
2801, Ziffer 1 b, und Bleisulfat der Rn. 2801, Zif-
fer 23 b, im internationalen Straßenverkehr unter
nachfolgenden Bedingungen in loser Schüttung in
besonders ausgerüsteten Straßenfahrzeugen oder
offenen Containern (einschließlich solcher mit
einem Fassungsraum unter 1000 Liter) befördert
werden.

1. Bau, Ausrüstung und Prüfung

1.1 Die Laderäume der Straßenfahrzeuge und die
Container einschließlich ihrer Ausrüstung (zB
Hauben, Klappen, Dichtungen und Ver-
schlüsse) müssen aus geeigneten
a) säurebeständigen Stählen mit einer maxi-

malen Abtragungsrate gegenüber Schwe-
felsäure in Konzentrationen bis zu 45% bei
einer Temperatur von 50 °C von 0,2 mm
pro Jahr
oder aus

b) eingeschränkt säurebeständigen austeniti-
schen Chrom-Nickel-Stählen mit minde-
stens 2% Molybdän (zB ISO 683/13 Stahl-
typ 19 N bzw. 21) mit einer maximalen
Abtragungsrate gegenüber Schwefelsäure
in Konzentrationen bis zu 25% bei einer
Temperatur von 20 ° C von 1 mm pro Jahr
in Verbindung mit einer Auskleidung aus
geeignetem säurebeständigen Kunststoff
gebaut sein und gegen die zu erwartenden
mechanischen Belastungen beständig sein.
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Die Auskleidung gilt als geeignet, wenn sie
aus glasfaserverstärktem Kunststoff herge-
stellt ist, der den Werkstoffanforderungen
der Vorschriften des Anhangs B. 1 c zum
ADR in Verbindung mit Rn. 211 120
Abs. 4 und 5 des Anhangs B. 1 a und der
Rn. 212 120 des Anhangs B. 1 b entspricht.

1.2 Die Dicke des Stahls muß an allen Stellen der
Laderäume und der Container mindestens
3 mm betragen; sie kann im Bereich der
Wände mindestens 2 mm betragen, wenn die
Festigkeit der Laderäume und der Container
durch geeignete Maßnahmen (zB Verstär-
kungsstreben in kurzem Abstand) sicherge-
stellt ist.

1.3 Sollen andere Materialien oder Materialkom-
binationen als die in Ziffer 1.1 beispielhaft
aufgeführten zur Verwendung kommen, so
muß die Eignung der Materialien und ihre
Gleichwertigkeit zu den beispielhaft aufge-
führten durch ein Gutachten einer behördlich
anerkannten Prüfanstalt/Prüfstelle nachge-
wiesen sein.

1.4 Die Laderäume und die Container müssen mit
einer elektrischen Isolierung gegen mögliche
Restströme gesichert sein. Diese Funktion
kann auch durch eine vorhandene Ausklei-
dung aus Kunststoff erfüllt werden.

1.5 Die Laderäume und die Container sind mit
einer säurebeständigen Haube flüssigkeits-
dicht zu verschließen. Laderäume und Con-
tainer mit im oberen Teil (mindestens zwei
Drittel ihrer Wände) senkrechten' Wänden,
dürfen auch mit einer säurebeständigen Plane
abgedeckt werden, die über die Oberkante
der Wände überlappt und befestigt ist.

1.6 Vorhandene Klappen und Verschlüsse müs-
sen mit säurebeständigen Dichtungen flüssig-
keitsdicht verschlossen sein.

1.7 Die Straßenfahrzeuge — auch diejenigen für
die Beförderung der Container — sind mit
Feuerlöschmitteln nach Rn. 10 240 in Verbin-
dung mit Rn. 81 240 der Anlage B des ADR
und mit zwei Warnleuchten nach Rn. 10 260
auszurüsten.

1.8 Die Einrichtungen zur Befestigung der
Ladungsträger (Laderäume, Container) an
den Straßenfahrzeugen und Containern müs-
sen die in der Rn. 211 127 Abs. 1 Satz 1 bzw.
212 127 Abs. 1 Satz 1 der Anlage B des ADR
genannten Kräfte aufnehmen können.

1.9 Die zur Entladung der Fahrzeuge und der
Container erforderlichen Einrichtungen sind
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in geeigneter Weise gegen unbefugtes und
unbeabsichtigtes Betätigen zu sichern.

1.10 Teile von Brems- oder Beleuchtungsanlagen
oder sonstige sicherheitsrelevante Teile der
Straßenfahrzeuge, auf die beim Entladen
Schwefelsäure tropfen kann, müssen säurebe-
ständig oder durch säurebeständige Schutz-
einrichtungen (zB ableitende Tropfbleche)
geschützt sein.

1.11 Die Laderäume der Straßenfahrzeuge und die
Container sind erstmals vor Inbetriebnahme
einer Bauprüfung und einer inneren und
äußeren Untersuchung hinsichtlich der Säure-
beständigkeit sowie der Eignung für das vor-
gesehene Beförderungsgut und einer Prüfung
auf Dichtheit mit Wasser zu unterziehen.

1.12 Die Laderäume der Straßenfahrzeuge und die
Container sind wie folgt wiederkehrend einer
inneren und äußeren Untersuchung und einer
Prüfung auf Dichtheit mit Wasser zu unter-
ziehen:
a) Solche nach Ziffer 1.1 Buchstabe a minde-

stens alle drei Jahre,
b) solche nach Ziffer 1.1 Buchstabe b und

nach Ziffer 1.3 mindestens alle zwei Jahre.
Auch bei den wiederkehrenden Prüfungen
darf die Dicke des Stahls nach Ziffer 1.2 nicht
unterschritten werden.

1.13 Die Prüfungen sind von behördlich aner-
kannten Sachverständigen vorzunehmen.
Diese haben über die Prüfungen Bescheini-
gungen auszustellen. In den Bescheinigungen
ist die Nummer dieser Vereinbarung anzuge-
ben.

1.14 An den Laderäumen und den Containern
müssen auf einem Schild aus nicht korrodie-
rendem Metall dauerhaft und an einer leicht
zugänglichen Stelle folgende Angaben einge-
stanzt oder in einem ähnlichen Verfahren
angebracht sein:

— Hersteller oder Herstellerzeichen,
— Herstellungsnummer,
— Baujahr,
— Datum (Monat/Jahr) der erstmaligen

und der zuletzt durchgeführten wieder-
kehrenden Prüfung nach den Ziffern 1.11
und 1.12,

— Stempel des Sachverständigen, der die
Prüfung vorgenommen hat.

1.15 Folgende Angaben müssen an den Laderäu-
men der Straßenfahrzeuge und den Contai-
nern oder auf einer Tafel angegeben sein:

— Name des Eigentümers und des Betrei-
bers (Benutzers),
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— Rauminhalt der Laderäume der Straßen-
fahrzeuge oder der Container in 1 gemes-
sen vom Boden bis zur Oberkante ihrer
niedrigsten Wand,

— Eigenmasse des Straßenfahrzeuges oder
des Containers,

— höchstzulässige Gesamtmasse.

2. Sonstige Vorschriften

2.1 Die Laderäume der Straßenfahrzeuge und
die Container, ihre Hauben, Verschlüsse und
Dichtungen, sind vom Halter oder Fahrzeug-
führer vor jeder Bereitstellung zur Beladung
auf Schäden, die ihre Flüssigkeitsdichtigkeit
oder Säurebeständigkeit beeinträchtigen kön-
nen, zu untersuchen. Planen sind entspre-
chend auf Schäden, die ihre Säurebeständig-
keit beeinträchtigen können, zu untersuchen.
Fahrzeuge mit beschädigten Laderäumen
oder beschädigten Containern einschließlich
Hauben oder Planen, dürfen nicht beladen
werden.

2.2 Die Laderäume der Straßenfahrzeuge und
die Container dürfen nicht über die Höhe
ihrer niedrigsten Wand hinaus beladen wer-
den.

2.3 Bei Umschlagvorgängen (zB Selbstaufladung
von Containern) darf auch bei dadurch
bedingten Schrägstellungen keine Flüssigkeit
austreten.

2.4 Die Dichtungen der Laderäume der Straßen-
fahrzeuge und der Container sind nach jeder
Entladung so zu reinigen, daß Flüssigkeits-
dichtigkeit und Säurebeständigkeit gewähr-
leistet sind.

2.5 Die Fahrzeuge sind mit orangefarbenen
Tafeln ohne Kennzeichnungsnummer nach
Rn. 10 500 zu kennzeichnen.

2.6 Abweichend von Rn. 10 385 sind schriftliche
Weisungen bei jeder Beförderung mitzufüh-
ren.

2.7 In den Laderäumen und den Containern dür-
fen sich keine anderen gefährlichen Güter
befinden. Während der Beförderung dürfen
den Laderäumen und den Containern außen
keine gefährlichen Reste des Inhalts anhaf-
ten.

2.8 Fahrzeugführer für Beförderungen im Rah-
men dieser Vereinbarung bedürfen einer
Schulung gemäß den nachfolgenden Vor-
schriften, wenn die Masse der mit einer
Beförderungseinheit beförderten Akkumula-
toren 3000 kg oder mehr beträgt.

2.8.1 Es dürfen nur Fahrzeugführer eingesetzt
werden, die im Besitze einer gültigen
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Bescheinigung über die erfolgreiche Teil-
nahme an einer Schulung (Grundkurs) nach
Rn. 10 315 der Anlage B des ADR sind.

2.8.2 Der Beförderer hat dafür Sorge zu tragen,
daß nur entsprechend den Vorschriften in
Ziffer 2.8.1 geschulte Fahrzeugführer einge-
setzt werden, die zusätzlich über die beson-
deren Gefahren bei der Beförderung von
Akkumulatoren in loser Schüttung und über
die Vorschriften dieser Vereinbarung unter-
richtet worden sind. Die Unterrichtung kann
mündlich erfolgen oder in Form eines dem
Fahrzeugführer in schriftlicher Form mitzu-
gebenden Merkblattes. Wird der Fahrzeug-
führer mündlich unterrichtet, so hat die Per-
son, welche die Unterrichtung durchgeführt
hat, diese zu bestätigen. Die Bestätigung oder
das Merkblatt sind vom Fahrzeugführer mit-
zuführen und befugten Personen auf Verlan-
gen vorzulegen.

2.8.3 Auf die zusätzliche Unterrichtung nach Zif-
fer 2.8.2 darf verzichtet werden, wenn die
Fahrzeugführer im Besitze einer gültigen
Bescheinigung für Grundkurs und Aufbau-
kurs für gefährliche Güter der Klasse 8 nach
Rn. 10 315 der Anlage B des ADR in Verbin-
dung mit den in Ziffer 2.8.1 genannten
Grundsätzen sind.

2.9 Die sonstigen für Schwefelsäure der Rn. 2801
Ziffer 1 b und Bleisulfat der Rn. 2801 Zif-
fer 23 b geltenden Vorschriften sind entspre-
chend anzuwenden.

3. Angaben im Beförderungspapier

Zusätzlich zu den sonst vorgeschriebenen
Angaben hat der Absender im Beförderungs-
papier zu vermerken: „Beförderung verein-
bart nach Rn. 2010 und 10 602 des ADR".

(2) Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik
Österreich bis auf Widerruf durch eine der Ver-
tragsparteien.

Wien, den 30. 5. 1988
Für den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft

und Verkehr der Republik Österreich:

Berger

Bonn, den 4. 2. 1988
Die für das ADR zuständige Behörde der Bundes-

republik Deutschland:
Der Bundesminister für Verkehr:

Im Auftrag:

Bredemeier

Vranitzky


